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Sehr geehrte Mandanten,

ausnahmsweise an dieser Stelle mal kein Hinweis auf eine Steuerspar-

möglichkeit oder Ähnliches. Vielmehr wollen wir vor privaten Nep-

pern, Schleppern und Bauernfänger warnen, die sich die Komplexität

des Steuerrechts zu Nutze machen wollen.

In diesen Tagen wird ein behördlich aussehendes Schreiben versandt,

welches schon auf dem Briefbogen den amtlich klingenden Absen-

der "Zentrales Gewerberegister Umsatzsteuer-ID-Nr.de" trägt. Die-

ses Schreiben ist jedoch keinesfalls amtlich oder behördlich, sondern

stammt tatsächlich von einer "DR Verwaltung AG" in Bonn. Dieses pri-

vate Unternehmen gaukelt Ihnen vor, dass Sie aufgrund der Steuerge-

setzgebung einen Eintrag in das genannte Register vornehmen müssen.

Nur: Eine gesetzliche Verpflichtung dafür gibt es nicht. Vielmehr han-

delt es sich hierbei um einen privaten Anbieter, der ein solches Regis-

ter erstellen möchte. Selbstverständlich geschieht dies nicht aus reiner

Nächstenliebe, denn dem Kleingedruckten kann entnommen wer-

den, dass dafür ein jährlicher Veröffentlichungsbeitrag von schlappen

398,88 Euro zzgl. Mehrwertsteuer berechnet wird.

Tatsächlich muss gesagt werden, dass in dem Schreiben nirgends die

Unwahrheit steht. Vielmehr ist es so, dass die Wahrheit lediglich klein-

gedruckt ist und alles Fettgedruckte sowie die gesamte Aufmachung

einen behördlichen Absender suggerieren. Belustigend ist dabei der

doppelköpfige Vogel, welcher wahrscheinlich den Bundesadler nach-

ahmen soll. Prüfen Sie also Ihre Eingangspost genau und fallen Sie nicht

auf solch miese Tricks herein!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.3.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.3. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.3.2016.

Arbeitszimmer: Keine Werbungskosten bei  
gemischter Nutzung

Aufwendungen für einen Raum, der nur zweitweise beruflich genutzt 

wird, können nicht anteilig von der Steuer abgesetzt werden. Dies hat 

der Große Senat des Bundesfinanzhofes (BFH) entschieden. Über das 

Urteil berichtet die Bundessteuerberaterkammer (BStBK).

Sie erläutert, dass es damit bei der herrschenden Meinung bleibt, wo-

nach die Kosten für ein Arbeitszimmer nur dann steuerlich geltend 

gemacht werden können, wenn es der ausschließlichen betrieblichen/

beruflichen Nutzung dient und hinreichend vom privaten Bereich der 

Lebensführung abgegrenzt werden kann.

Für viele Steuerpflichtige sei diese Entscheidung eine Enttäuschung, 

sagte BStBK-Präsident Raoul Riedlinger. Die moderne Arbeitswelt er-

fordere ein hohes Maß an Flexibilität. Dies spiegele sich auch in ent-

sprechenden Arbeitsplatzmodellen wider. Dieser Entwicklung habe der 

BFH nicht Rechnung getragen. „Mit Verweis auf das Leistungsfähig-

keitsprinzip wäre eine Aufteilbarkeit durchaus gut begründbar gewe-

sen“, meint Riedlinger. Allerdings würden mit der Entscheidung des 

Großen Senats mögliche zukünftige Probleme bei der Aufteilung der 

Aufwendungen vermieden. Insofern herrsche wieder Rechtssicherheit.

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 27.01.2016 zu Bundesfinanz-

hof, Urteil vom 27.07.2015

Unfall auf Dienstreise: Strafprozesskosten nicht 
absetzbar

Die Kosten eines Strafprozesses sind auch dann nicht steuerlich absetz-

bar, wenn die Straftat auf einem Verkehrsunfall beruht, der sich bei ei-

ner Dienstreise ereignet hat. Dies hebt das FG Rheinland-Pfalz hervor.

Der Kläger ist Angestellter und verursachte mit seinem Sportwagen, 

den er für eine Dienstreise nutzte, aufgrund erheblich überhöhter Ge-

schwindigkeit einen schweren Verkehrsunfall. Infolge des Unfalls ver-

starb eine junge Frau, eine weitere erlitt eine Querschnittslähmung. 

Der Kläger wurde deshalb unter anderem wegen fahrlässiger Tötung 

und vorsätzlicher Straßenverkehrsgefährdung angeklagt und nach 

mehrjährigem Strafprozess über mehrere Instanzen zu einer Freiheits-

strafe verurteilt, die zur Bewährung ausgesetzt wurde. Die Kosten sei-

nes Strafverteidigers in Höhe von 66.449 Euro wollte er steuerlich gel-

tend machen, was ihm das beklagte Finanzamt allerdings verweigerte.

Auch die dagegen erhobene Klage des Klägers blieb erfolglos. Das FG 

führte zu Begründung aus, die Prozess- beziehungsweise Strafverteidi-

gerkosten seien weder als Werbungskosten bei den Arbeitseinkünften 

des Klägers noch als  „außergewöhnliche Belastung“ abzugsfähig. Ein 

Werbungskostenabzug komme nicht in Betracht, weil die Kosten in 

erster Linie durch die Straftat beziehungsweise die rücksichtslose Ver-

kehrsgesinnung des Klägers verursacht worden seien. Sie seien deshalb 

nicht der beruflichen Sphäre zuzuordnen und insbesondere nicht mit 

„Unfallkosten“ vergleichbar, die unter bestimmten Voraussetzungen 

steuerlich abzugsfähig seien (zum Beispiel Reparaturkosten).

Eine „außergewöhnliche Belastung“ liege nur dann vor, wenn es sich 

um zwangsläufige, unausweichliche Aufwendungen handle. Eine 

vorsätzliche Straftat sei nicht unausweichlich, weil sie verboten sei. 

Dementsprechend fehle sämtlichen Kosten, die dem Kläger wegen des 

Strafprozesses entstanden seien, die erforderliche Zwangsläufigkeit.
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Ein Rechtsmittel hat das FG nicht zugelassen. Der Kläger kann dem-

nach nur eine so genannte Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundes-

finanzhof einlegen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 22.01.2016, 4 K 1572/14

Riester-Rente: Klauseln zu Kostenüberschuss- 
beteiligung der Versicherungsnehmer intransparent 
und damit unwirksam

Ein großes deutsches Versicherungsunternehmen darf zwei Teilklau-

seln in den Bedingungen seiner Riester-Rentenversicherungsverträge, 

welche die Kostenüberschussbeteiligung der Versicherungsnehmer be-

treffen, nicht mehr verwenden. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat das 

von der Vorinstanz ausgesprochene Verbot bestätigt, da die Klauseln 

intransparent und damit unwirksam seien.

Das Transparenzgebot nach § 307 Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches  verlangt vom Verwender Allgemeiner Geschäftsbe-

dingungen, dass die Rechte und Pflichten des Vertragspartners mög-

lichst klar und durchschaubar dargestellt sind und die Klauseln die 

wirtschaftlichen Nachteile und Belastungen so weit erkennen lassen, 

wie dies nach den Umständen gefordert werden kann. Eine Regelung 

hält deshalb einer Transparenzkontrolle dann nicht stand, wenn sie an 

verschiedenen Stellen in den Bedingungen niedergelegt ist, die nur 

schwer miteinander in Zusammenhang zu bringen sind, oder wenn der 

Regelungsgehalt auf andere Weise durch die Verteilung auf mehrere 

Stellen verdunkelt wird.

Die beanstandeten Textstellen „Wir beteiligen Sie nach § 153 Versiche-

rungsvertragsgesetz an den Überschüssen ….“ und – speziell zur Ver-

teilung von Überschüssen aus Kosteneinsparungen – „Auch von diesen 

Überschüssen erhalten die … Versicherungsnehmer mindestens den 

in der jeweils aktuellen Fassung der MindZV genannten Prozentsatz 

(derzeit … 50 Prozent …).“ weckten nach Ansicht des BGH beim Ver-

sicherungsinteressenten die Erwartung, in jedem Fall an den Kosten-

überschüssen beteiligt zu werden. Entgegen der insoweit scheinbar 

uneingeschränkten Zusage werde ihm aber nicht ausreichend verdeut-

licht, dass Rentenversicherungsverträge, deren Garantiekapital ein von 

der Beklagten in ihrem Geschäftsbericht festzusetzendes Volumen 

(derzeit 40.000 Euro) unterschreitet, aufgrund weiterer, an anderer 

Stelle getroffener Regelungen von der Beteiligung an Kostenüber-

schüssen von vornherein ausgeschlossen sind.

Einen so weitgehenden und grundsätzlichen Ausschluss könne der 

durchschnittliche Vertragsinteressent, auf dessen Sicht es insoweit 

maßgeblich ankomme, dem Bedingungswerk nicht ausreichend ent-

nehmen. Die Bedingungen enthielten keinen hinreichenden Hinweis 

darauf, dass Verträge mit geringem Garantiekapital, die nach den 

Feststellungen des Berufungsgerichts unstreitig 30 bis 50 Prozent 

des Riester-Rentenversicherungsverträge-Bestandes der Beklagten 

ausmachen, von der Beteiligung an den Kostenüberschüssen gänzlich 

ausgeschlossen werden sollen. Das erschließe sich erst über eine Kette 

von komplizierten Verweisungen, die bis zum jährlichen Geschäftsbe-

richt des beklagten Versicherers führten, wo an nicht hervorgehobener 

Stelle darüber informiert werde, dass der für die Kostenüberschussbe-

teiligung maßgebliche Zusatzüberschussanteil nur bei Versicherungen 

mit laufender Beitragszahlung und – bei so genannten Grundbaustei-

nen – bestimmten Garantiekapitalgrenzen gewährt wird.

Soweit die Beklagte darauf verwiesen hat, ihr Verteilungssystem sei 

sachgerecht und entspreche inhaltlich den gesetzlichen Vorgaben, ist 

das Berufungsgericht dem nicht entgegengetreten. Darauf komme es 

hier auch nicht an, so der BGH. Maßgebend sei, dass die angegriffe-

nen Klauseln beim durchschnittlichen Versicherungsinteressenten die 

Erwartung erweckten, in jedem Fall immerhin mit einer Mindestbe-

teiligung auch an den Kostenüberschüssen zu partizipieren. Der Ver-

sicherer sei aber verpflichtet, den Versicherungsinteressenten das 

Nachteilsrisiko – mag es auch systembedingt zwangsläufig sein und 

wirtschaftlich nicht schwer wiegen (nach der Behauptung der Beklag-

ten wären beispielsweise bei gleichmäßiger Verteilung des im Jahr 

2012 insgesamt für die Kostenüberschussbeteiligung verwendeten 

Betrages von 300.000 Euro auf jeden Vertrag rechnerisch lediglich 60 

Cent entfallen) – aufzuzeigen, weil es geeignet sei, deren Anlageent-

scheidung zu beeinflussen.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 13.01.2016, IV ZR 38/14



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 5

Dividendenstripping laut Bundesregierung teilweise 
zulässig

Bestimmte Konstellationen des Dividendenstrippings sind offenbar 

zulässig. In einer Antwort (BT-Drs. 18/7213) auf eine Kleine Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 18/6863) verweist die Bun-

desregierung insoweit auf zwei Urteile des Bundesfinanzhofes (BFH), 

der für bestimmte Konstellationen die Zulässigkeit festgestellt habe. 

Ob in anderen Konstellationen die Grenzen des Gestaltungsmiss-

brauchs überschritten seien, hänge von den Umständen des Einzelfalls 

ab. Wie hoch die Steuerausfälle durch Dividendenstripping sind, könne 

die Bundesregierung nicht sagen. Es gebe „keine geeigneten Erkennt-

nisquellen“.

Die Bundesregierung erläutert in der Antwort, wie so genannte Cum-

Cum-Geschäfte funktionieren. Charakteristisch dafür sei die Übertra-

gung von Aktien an Steuerinländer vor dem Dividendenstichtag. Nach 

Bezug der Dividende erfolge eine Rückübertragung der Aktien unter 

Berücksichtigung des Dividendenabschlags. Voraussetzung für die Kal-

kulation der Gestaltung sei die Steuerpflicht der Dividende. Außerdem 

müsse diese Steuerpflicht durch einen Veräußerungsverlust in Höhe 

des Dividendenabschlags bei der Rückübertragung der Aktien beim 

Steuerinländer kompensiert werden können. Wie die Bundesregierung 

mitteilt, hat sie mit dem Entwurf des Investmentsteuerreformgesetzes 

Vorschläge zur Verhinderung von Cum-Cum-Geschäften vorgelegt.

Deutscher Bundestag, PM vom 19.01.2016

Vorsicht bei Überlassung einer Mietwohnung an die 
unterhaltsberechtigte Kinder

Vermieten Eltern an ihre Tochter eine Wohnung, zahlt die Tochter die 

im Mietvertrag vereinbarte Miete aber nicht, so ist das Mietverhältnis 

mangels Einkunftserzielungsabsicht der Eltern steuerlich nicht anzu-

erkennen. Die Behauptung, die Miete werde mit dem Unterhaltsan-

spruch, den die Tochter gegen die Eltern habe, verrechnet, führt laut 

Finanzgericht (FG) Düsseldorf zumindest dann zu keinem anderen Er-

gebnis, wenn die Höhe des Unterhaltsanspruches nicht im Einzelnen 

festgelegt worden ist und auch die weiteren Barunterhaltsleistungen 

weder vereinbart und noch abgerechnet wurden.

Die Kläger vermieten seit November 2011 eine 54 Quadratmeter 

große Wohnung in einem Zweifamilienhaus an ihre Tochter, die bei 

Abschluss des Mietvertrags noch das Gymnasium besuchte und im 

Anschluss daran ein Studium aufnahm. Der Mietvertrag sah eine Kalt-

miete von 350 Euro und Nebenkostenvorauszahlungen von 125 Euro 

vor. Tatsächlich zahlte die Tochter jedoch keine Miete.

Vor diesem Hintergrund verneinte das beklagte Finanzamt die Ein-

kunftserzielungsabsicht der Kläger und ließ die geltend gemachten 

Werbungskosten nur anteilig zum Abzug zu. Dagegen machten die 

Kläger geltend, ihre Tochter habe die Miete von insgesamt 4.200 Euro 

und die abgerechneten Nebenkosten von 115 Euro aus dem Barunter-

halt bestritten. Sie habe einen Unterhaltsanspruch von mindestens 

781 Euro pro Monat. Der Differenzbetrag werde ihr je nach Bedarf bar 

ausgezahlt.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen und ein steuerlich anzu-

erkennendes Mietverhältnis abgelehnt. Die Überlassung der Wohnung 

stelle sich nicht als entgeltliche Nutzungsüberlassung dar, sondern als 

Naturalunterhalt. Bereits der Mietvertrag halte dem anzustellenden 

Fremdvergleich nicht stand. Vereinbart worden sei die unbare Zahlung 

der Miete durch Überweisung. Tatsächlich sei aber kein Geld von ei-

nem Konto der Tochter der Kläger auf ein Konto der Kläger geflossen.

Auch die behauptete Verrechnung der Miete mit dem Unterhalt führe 

zu keinem anderen Ergebnis. So sei die Höhe des Unterhaltsanspruchs 

nicht im Einzelnen festgelegt worden. Ebenso wenig seien die weiteren 

Barunterhaltsleistungen vereinbart und abgerechnet worden. Schließ-

lich zeigten die weiteren Umstände („schrittchenweiser“ Einzug der 

Schülerin in die Wohnung der verstorbenen Urgroßmutter, keine Nut-

zung der Wohnung zum selbstständigen hauswirtschaftlichen Leben), 

dass es den Beteiligten nicht um eine entgeltliche Vermietung, son-

dern um Naturalunterhalt in Gestalt der Wohnraumüberlassung ge-

gangen sei.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, 

die dort unter dem Aktenzeichen IX R 28/15 anhängig ist.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.05.2015, 7 K 1077/14 E, nicht 

rechtskräftig
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Wohnungswirtschaft fordert Absenkung der  
Grunderwerbsteuer

Haus & Grund Schleswig Holstein und der Verband norddeutscher 

Wohnungsunternehmen (VNW) fordern das Land Schleswig-Holstein 

auf, den Satz zur Erhebung der Grunderwerbsteuer „nennenswert“ 

zu senken. Schleswig-Holstein habe mit 6,5 Prozent bundesweit den 

höchsten Steuersatz aller Länder, kritisieren die Verbände.

Sie sehen in der Höhe der Grunderwerbsteuer eine Belastung für die 

Wohnungsbaukonjunktur. Dadurch würden Investitionsentscheidun-

gen verzögert oder blieben ganz aus. Gerade der Wohnungsbau müsse 

– unter anderem aufgrund der anstehenden Flüchtlingsunterbringung 

– vorangetrieben werden.

Das Land könne sich derzeit über Rekordsteuereinnahmen freuen, so 

VNW-Direktor Andreas Breitner. Das lasse genug Luft und finanziellen 

Spielraum, um den dringend benötigten Wohnungsbau zu fördern. Hier-

zu müssten bestehende Hemmnisse abgebaut werden. Der bundeswei-

te Spitzensteuersatz bei der Grunderwerbsteuer sei „kein Ruhmesblatt“, 

sondern stehe derzeit den Erfordernissen im Wohnungsbau entgegen. 

Schleswig-Holstein brauche jetzt mehr bezahlbaren Wohnraum.

Der Vorsitzende von Haus & Grund Schleswig-Holstein Alexander 

Blažek betont, wer in Schleswig-Holstein ein Eigenheim baue oder 

eine Eigentumswohnung kaufe, zahle bei einem Preis in Höhe von 

250.000 Euro derzeit 7.500 Euro mehr Steuern als bis 2012. Für viele 

Familien sei die Finanzierung nicht mehr zu stemmen. Dabei sei die 

eigene Immobilie die beste Altersversorgung und entlaste später die 

Sozialkassen.

Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V., PM vom 

06.01.2016

Kindergeld bei mehrjährigem Auslandsstudium eines 
Kindes

Eltern können für ein Kind, das sich während eines mehrjährigen Stu-

diums außerhalb der Europäischen Union und des Europäischen Wirt-

schaftsraums aufhält, weiterhin Kindergeld beziehen, wenn das Kind 

einen Wohnsitz im Haushalt der Eltern beibehält. Dies hat der Bundes-

finanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger mit chinesischer Herkunft. 

Sein 1994 geborener Sohn absolvierte nach dem Ende seiner schuli-

schen Ausbildung zunächst einen einjährigen Sprachkurs in China und 

entschied sich nach dessen Ende für ein im September 2013 begin-

nendes vierjähriges Bachelorstudium in China. Während des Studiums 

wohnte der Sohn in einem Studentenwohnheim. Verwandtschaftli-

che Beziehungen bestanden am Studienort nicht. In den Sommerse-

mesterferien 2013 und 2014 kehrte der Sohn für jeweils circa sechs 

Wochen nach Deutschland zurück und war während dieser Zeiten in 

der elterlichen Wohnung in seinem Kinderzimmer untergebracht. Die 

Familienkasse hob die Kindergeldfestsetzung ab September 2013 auf, 

da sie davon ausging, dass der Sohn seinen Wohnsitz vom Inland nach 

China verlegt habe.

Wie bereits zuvor das Finanzgericht (FG) folgte der BFH der Ansicht 

der Familienkasse nicht. Ein Kindergeldanspruch setze unter anderem 

voraus, dass das Kind einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

in einem Staat hat, auf den das Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum Anwendung findet. Der BFH ging insoweit davon aus, 

dass der Sohn zumindest während des Streitzeitraums (September 

2013 bis März 2014) trotz seines Studiums in China einen inländischen 

Wohnsitz beibehalten hat. Da vorübergehende, weniger als einjähri-

ge Auslandsaufenthalte grundsätzlich nicht zum Wegfall des Inlands-

wohnsitzes führen, sah der BFH den vor dem Studium durchgeführten 

Sprachkurs als unproblematisch an.

Aber auch im Hinblick auf das Studium selbst billigte der BFH im Er-

gebnis die Würdigung des FG, dass noch keine Wohnsitzverlagerung 

nach China stattgefunden hat. Maßgeblich war für den BFH insofern, 

dass der Sohn mindestens die Hälfte seiner ausbildungsfreien Zeit in 

Deutschland verbrachte und seine Wohnverhältnisse sowie persönli-

chen Bindungen einen stärkeren Bezug zum Inland als zum Studienort 

aufwiesen. Für unerheblich hielt der BFH dagegen, ob der Kläger oder 

sein Sohn über ausländische Wurzeln verfügten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 23.06.2015, III R 38/14
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Zinsschranke: Karlsruhe soll Verfassungskonformität 
klären

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält die so genannte Zinsschranke für ver-

fassungswidrig, weil sie seiner Ansicht nach das objektive Nettoprinzip 

missachtet. Er bittet das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) deswe-

gen um Klärung, ob die Zinsschranke aufgrund eines Verstoßes gegen 

den allgemeinen Gleichheitssatz verfassungswidrig ist.

Betrieblich veranlasste Zinsaufwendungen sind entsprechend dem so 

genannten Nettoprinzip grundsätzlich als Betriebsausgaben abziehbar. 

Hiervon abweichend ordnet § 4h des Einkommensteuergesetzes (bei 

Körperschaften in Verbindung mit § 8a des Körperschaftsteuergeset-

zes) eine Abzugsbeschränkung für Zinsaufwendungen an, die den Zins-

ertrag übersteigen.

Dieser so genannte negative Zinssaldo ist nicht abziehbar, soweit er 

30 Prozent des „operativen“ Gewinns (heute: verrechenbares EBITDA) 

übersteigt (so genannte Zinsschranke). Der nichtabziehbare Aufwand 

ist in die folgenden Wirtschaftsjahre regelmäßig vorzutragen. Die Zins-

schranke steht dem Betriebsausgabenabzug allerdings nicht entgegen, 

wenn der negative Zinssaldo des Unternehmens weniger als drei Milli-

onen Euro beträgt oder die Eigenkapitalquote des konzernangehörigen 

Unternehmens diejenige des Konzerns um nicht mehr als zwei Prozent 

unterschreitet („Eigenkapital-Escape“) oder bei Kapitalgesellschaften 

keine so genannte schädliche Gesellschafterfremdfinanzierung vorliegt.

Den Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes begründet 

der BFH damit, dass die Zinsschranke das Gebot der folgerichtigen 

Ausgestaltung des Ertragsteuerrechts nach Maßgabe der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen verletzt. Sie missachte das 

objektive Nettoprinzip, da nicht mehr das Nettoeinkommen der Be-

steuerung zugrunde gelegt werde. Das Abzugsverbot rechtfertige sich 

mangels folgerichtiger Umsetzung auch weder durch den vom histori-

schen Gesetzgeber angeführten Zweck der Eigenkapitalstärkung noch 

durch das Ziel der Sicherung des deutschen Steuersubstrats. Gleiches 

gelte für das Anliegen, unkalkulierbare Steuerausfälle zu vermeiden.

Im Streitfall wurde die Zinsschranke bei der zu einem inländischen 

Konzern gehörenden Kapitalgesellschaft, die in der Immobilienbranche 

tätig ist, angewandt und der Betriebsausgabenabzug nach Maßgabe 

der Zinsschranke begrenzt; der zum Ende des ersten Streitjahres fest-

gestellte Zinsvortrag entfiel darüber hinaus im Folgejahr infolge einer 

betriebsbezogenen Umstrukturierung. Die Steuerbelastung in diesem 

„reinen Inlandsfall“ (keine Finanzierung aus dem Ausland) wertet der 

BFH aus den vorgenannten Gründen als gleichheitswidrigen Eingriff in 

den Kernbereich des ertragsteuerrechtlichen Nettoprinzips, der auch 

nicht durch den Aspekt der Missbrauchsverhinderung gerechtfertigt 

werden könne.

Bereits in seinem Beschluss vom 18.12.2013 (I B 85/13) hatte der BFH 

in einem summarischen Verfahren Zweifel an der Verfassungskonfor-

mität der Zinsschranke geäußert. Dazu hatte das Bundesfinanzminis-

terium am 13.11.2014 einen so genannten Nichtanwendungserlass an-

geordnet. Es begründete dies insbesondere mit den „Gefahren für die 

öffentlichen Haushalte“.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 14.10.2015, I R 20/15

EuGH-Vorlage: Reichweite des Vorsteuerausschlusses 
bei einem (zu) wenig genutzten Gegenstand

Der XI. Senat des BFH hat dem EuGH eine Frage zum Vorsteuerabzug 

bei Anschaffung zu weniger als 10 % für steuerbare und steuerpflichti-

ge Tätigkeiten und im Übrigen zur Wahrnehmung hoheitlicher Aufga-

ben genutzter Gegenstände vorgelegt.

In der Sache ging es um den anteiligen Vorsteuerabzug eines Landkrei-

ses (des Klägers) bei Erwerb von Arbeitsmaschinen, die er in seinem 

Kreisstraßenbetrieb als Träger der Straßenbaulast zur Wahrnehmung 

hoheitlicher Aufgaben und zu 2,65 % wie ein privates Unternehmen 

zur Erbringung steuerpflichtiger Leistungen gegenüber Dritten nutzte.

Der Landkreis machte aus der Anschaffung anteilig zu 2,65 % den Vor-

steuerabzug geltend. Das Finanzamt ließ die Vorsteuer nicht zum Ab-

zug zu, da die angeschafften Gegenstände nicht gemäß § 15 Abs. 1 Satz 

2 des Umsatzsteuergesetzes zu mindestens 10 % für das Unternehmen 

des Klägers genutzt worden seien.

Art. 1 der Entscheidung des Rates vom 19. November 2004 (2004/817/

EG) ermächtigt die Bundesrepublik Deutschland, Ausgaben für solche 

Gegenstände und Dienstleistungen vom Abzug der Mehrwertsteuer 

auszuschließen, die zu mehr als 90 % für private Zwecke des Steu-

erpflichtigen oder seines Personals oder allgemein für unternehmens-

fremde Zwecke genutzt werden.
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Nach dem EuGH-Urteil VNLTO (C-515/07) können jedoch Tätigkeiten, 

die nicht in den Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer fallen, nicht 

allgemein als „unternehmensfremd“ betrachtet werden. Deshalb will 

der vorlegende XI. Senat des BFH mit seiner Vorlagefrage wissen, ob 

diese Ermächtigung entsprechend ihrem Wortlaut nur für die in Art. 

6 Abs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG geregelten Fälle oder darüber 

hinaus in sämtlichen Fällen gilt, in denen ein Gegenstand oder eine 

Dienstleistung nur teilweise unternehmerisch und im Übrigen zur 

Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben genutzt wird.

BFH, Pressemitteilung Nr. 52 vom 22.7.2015 zu Beschluss vom 

16.06.2015, Az. XI R 15/13

Kein Betriebsausgabenabzug für Studienkosten der 
eigenen Kinder

Kosten des Studiums der eigenen Kinder können selbst dann nicht als 

Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn sich die Kinder verpflich-

ten, nach Abschluss des Studiums für eine gewisse Zeit im elterlichen 

Unternehmen zu arbeiten. Dies hat das FG Münster entschieden.

Der Kläger ist als selbstständiger Unternehmensberater tätig. Seine 

beiden Kinder studierten Betriebswirtschaftslehre beziehungswei-

se „Business and Management“ und waren daneben im väterlichen 

Unternehmen geringfügig beschäftigt. Der Kläger schloss mit beiden 

Kindern Vereinbarungen, wonach er die Studienkosten übernahm. Die 

Kinder verpflichteten sich im Gegenzug, nach Abschluss des Studiums 

für drei Jahre im Unternehmen tätig zu bleiben oder die Ausbildungs-

kosten anteilig zurückzuzahlen. Das Finanzamt erkannte die als Be-

triebsausgaben geltend gemachten Ausbildungskosten nicht an, da es 

sich um nicht abziehbare Lebenshaltungskosten handele.

Die Klage hatte in Bezug auf die Kosten des Studiums keinen Erfolg. 

Das FG führte aus, dass Ausbildungskosten der eigenen Kinder keine 

Betriebsausgaben darstellten. Der Kläger sei unterhaltsrechtlich zur 

Übernahme der Kosten einer angemessenen Berufsausbildung seiner 

Kinder verpflichtet, sodass eine private Motivation vorgelegen habe. 

Die daneben bestehenden betrieblichen Erwägungen könnten allen-

falls zu einer gemischten Veranlassung der Aufwendungen führen. Eine 

Trennung nach objektiven und scharfen Maßstäben sei jedoch nicht 

möglich, sodass es beim Abzugsverbot bleibe. Vor dem Hintergrund 

der unterhaltsrechtlichen Verpflichtung könne nicht davon ausgegan-

gen werden, dass den Vereinbarungen nahezu ausschließlich betrieb-

liche Erwägungen zugrundegelegen hätten. Vielmehr sei die private 

Sphäre derart intensiv berührt, dass eine lediglich unbedeutende pri-

vate Mitveranlassung ausscheide. Zudem sei der vertraglich vereinbar-

te Rückzahlungsanspruch im Zweifel zivilrechtlich gar nicht durchsetz-

bar gewesen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.01.2016, 4 K 2091/13 E

Produzierendes Gewerbe erhält auch 2016  
Teilentlastung von Strom- und Energiesteuer

Unternehmen des produzierenden Gewerbes können auch 2016 den so 

genannten Spitzenausgleich in voller Höhe erhalten. Dies gibt das Bun-

desfinanzministerium bekannt. Unternehmen würden dadurch im Hin-

blick auf ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit und ihren Beitrag 

zur Verbesserung der Energieeffizienz von einem Teil der Strom- und 

der Energiesteuer in Form einer Erstattung oder Verrechnung entlastet.

Das Bundeskabinett hat am 06.012016 auf der Grundlage eines Moni-

toringberichts des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschafts-

forschung (RWI) festgestellt, dass die Unternehmen des produzieren-

den Gewerbes in Deutschland den Zielwert für eine Reduzierung ihrer 

Energieintensität voll erreicht haben.

Seit 2013 erhielten Unternehmen des produzierenden Gewerbes den 

Spitzenausgleich nur noch, wenn sie einen Beitrag zur Energieeinspa-

rung leisten, so das Bundesfinanzministerium. Das Erreichen dieses 

Zieles sei von der Bundesregierung auf der Grundlage des Berichtes 

eines unabhängigen wissenschaftlichen Instituts festzustellen. Im für 

das Antragsjahr 2016 maßgeblichen Bezugsjahr 2014 betrage der Ziel-

wert zur Reduktion der Energieintensität 2,6 Prozent gegenüber dem 

Basiswert der jahresdurchschnittlichen Energieintensität in den Jahren 

2007 bis 2012. Das RWI komme in seinem Bericht zu dem Ergebnis, 

dass die tatsächliche Reduktion 8,9 Prozent gegenüber dem Basiswert 

betrug. Der Spitzenausgleich könne somit auch im Jahr 2016 in voller 

Höhe gewährt werden, so das Finanzministerium.

Der Monitoringbericht gehe auf eine Vereinbarung zwischen der Bun-

desregierung und der deutschen Wirtschaft zur Steigerung der Ener-

gieeffizienz vom 01.08.2012 zurück. Darin habe die Wirtschaft zuge-
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sagt, als Gegenleistung für die Gewährung des Spitzenausgleichs unter 

anderem die Energieintensität der Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes zu reduzieren.

Bundesfinanzministerium, PM vom 06.01.2016

Fahrtenbuchauflage regelmäßig nicht für gesamten 
Fuhrpark

Einem Fahrzeughalter kann die Führung eines Fahrtenbuchs für das Fahr-

zeug auferlegt werden, mit dem ein Verkehrsverstoß begangen wurde. 

Eine Erstreckung der Fahrtenbuchauflage auf all seine Fahrzeuge ist nur 

dann zulässig, wenn unaufklärbare Verkehrsverfehlungen auch mit den 

anderen Fahrzeugen zu befürchten sind. Dies betont das VG Mainz.

Die Antragstellerin ist Inhaberin eines in Form einer GmbH organisier-

ten Handwerksbetriebs und hält hierfür sechs Fahrzeuge. Mit einem 

Betriebsfahrzeug wurde eine erhebliche Abstandsunterschreitung 

zum vorausfahrenden Fahrzeug gemessen. Der verantwortliche Fah-

rer konnte nicht ermittelt werden. Daraufhin gab die Kreisverwaltung 

der Antragstellerin als Halterin für alle Fahrzeuge der Firma unter An-

ordnung der sofortigen Vollziehung das Führen eines Fahrtenbuchs 

für die Dauer von sechs Monaten auf. Die Antragstellerin suchte um 

vorläufigen Rechtsschutz nach. Das VG hat den Eilantrag hinsichtlich 

des Fahrtenbuchs für das Fahrzeug, mit dem der Verkehrsverstoß be-

gangen wurde, abgelehnt. Hinsichtlich der übrigen Betriebsfahrzeuge 

hatte er Erfolg.

Rechtmäßig sei die Fahrtenbuchauflage für das Fahrzeug, mit dem 

Abstandsvorschriften verletzt worden seien, weil die Feststellung des 

hierfür verantwortlichen Fahrzeugführers nicht gelungen sei. Die Hal-

terin des Fahrzeugs habe nicht in der notwendigen Weise an der Er-

mittlung des Verantwortlichen mitgewirkt, obwohl es ihr angesichts 

des vorgelegten Lichtbilds möglich gewesen wäre, den Kreis der in Be-

tracht kommenden Mitarbeiter einzugrenzen, wenn nicht gar den Fah-

rer zu benennen. Dabei hätte die Halterin gegebenenfalls auch anhand 

ihrer Geschäftsunterlagen rekonstruieren müssen, welcher Mitarbeiter 

als Fahrzeugführer in Betracht komme, so das VG.

Der Eilantrag sei jedoch hinsichtlich der Fahrtenbuchauflage für die 

übrigen Kraftfahrzeuge des Betriebs begründet. Eine derart weitrei-

chende Maßnahme sei nur verhältnismäßig, wenn die Ordnungsbe-

hörde Ermittlungen über Art und Umfang des Fahrzeugparks angestellt 

und darüber hinaus eine Abschätzung vorgenommen habe, ob zukünf-

tig unaufklärbare Verkehrsverfehlungen mit anderen Fahrzeugen des 

Halters zu erwarten seien. Beiden Anforderungen sei vorliegend der 

Antragsgegner nicht gerecht geworden.

Verwaltungsgericht Mainz, Beschluss vom 02.12.2015, 3 L 1482/15.MZ

Internetangebote: Blickfang-Abbildung nicht  
inbegriffenen Zubehörs kann irreführend sein

Enthält das auf der Internetplattform veröffentlichte Angebot von 

Sonnenschirmen als Blickfang die Abbildung eines aufgestellten Son-

nenschirms einschließlich der zur Beschwerung des Schirmständers 

erforderlichen Betonplatten, ist die Werbung irreführend, wenn diese 

Platten tatsächlich nicht zum Lieferumfang gehören und dies durch 

entsprechende Angaben im Blickfang mit der Abbildung nicht zum 

Ausdruck gebracht wird. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm 

entschieden und damit eine in erster Instanz erlassene einstweilige 

Verfügung bestätigt.

Die beklagte Firma unterhält Warenhäuser für Haushalts- und Gar-

tenartikel. Ihre Artikel vertreibt sie auch über die Internetplattform 

„amazon“. Zum Preis von circa 135 Euro bot sie dort Sonnenschirme 

an und präsentierte ihr Angebot mit der Abbildung eines aufgestell-

ten Sonnenschirms einschließlich der zur Beschwerung des Schirm-

ständers erforderlichen Betonplatten. Der weitere Angebotstext wies 

darauf hin, dass die Betonplatten nicht zum Lieferumfang gehören. 

Dies hielt die klagende Firma, die über das Internet ebenfalls Sonnen-

schirme vertreibt, für irreführend. Sie hat von der Beklagten im Wege 

des einstweiligen Rechtsschutzes die Unterlassung des so bebilderten 

Warenangebots verlangt.

Das Unterlassungsbegehren war erfolgreich. Das OLG Hamm hat der 

Beklagten in Übereinstimmung mit der Vorinstanz die beanstandete 

Werbeaussage ihres Internetangebots untersagt. Sie sei irreführend, 

weil sie den unzutreffenden Eindruck erwecke, dass die abgebildeten 

Betonplatten als Zubehör zum Lieferumfang des angebotenen Son-

nenschirms gehörten.

Insbesondere bei Internetangeboten habe eine als Blickfang präsentier-

te Produktabbildung eine maßgebliche Bedeutung für den Angebotsin-
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halt, weil die Abbildung als maßgeblicher Teil der Produktbeschreibung 

wahrgenommen werde. Ein durchschnittlicher Verbraucher, auf dessen 

Sichtweise abzustellen sei, sei grundsätzlich am Erwerb eines Produkts 

interessiert, das ohne den Erwerb weiteren Zubehörs funktionsfähig 

sei. Da die angebotenen Sonnenschirme ohne die abgebildeten Be-

tonplatten nicht standsicher aufstellbar seien, werde ein Verbraucher 

die Abbildung des Sonnenschirms einschließlich der zur Beschwerung 

des Ständers notwendigen Betonplatten so verstehen, dass die Platten 

als Zubehör zum Lieferumfang gehören sollten. Der in der Produktbe-

schreibung enthaltene Hinweis, dass die Sonnenschirme ohne Platten 

geliefert würden, beseitige die Irreführung des Verbrauchers nicht. Die 

Produktabbildung sei als Blickfang herausgestellt und könne nur durch 

Hinweise korrigiert werden, die selbst am Blickfang teilhätten.

Oberlandesgericht Hamm, Urteil vom 04.08.2015, 4 U 66/15

Kündigung wegen privater Internetnutzung:  
Arbeitgeber darf Browserverlauf ohne Zustimmung 
des Arbeitnehmers auswerten

Der Arbeitgeber ist berechtigt, zur Feststellung eines Kündigungssach-

verhalts den Browserverlauf des Dienstrechners des Arbeitnehmers 

auszuwerten, ohne dass hierzu eine Zustimmung des Arbeitnehmers 

vorliegen muss. Dies hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Bran-

denburg entschieden. Die Revision an das Bundesarbeitsgericht wurde 

zugelassen.

Der Arbeitgeber hatte dem Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung einen 

Dienstrechner überlassen; eine private Nutzung des Internets war dem 

Arbeitnehmer allenfalls in Ausnahmefällen während der Arbeitspau-

sen gestattet. Nachdem Hinweise auf eine erhebliche private Nutzung 

des Internets vorlagen, wertete der Arbeitgeber ohne Zustimmung des 

Arbeitnehmers den Browserverlauf des Dienstrechners aus. Er kündig-

te anschließend das Arbeitsverhältnis wegen der festgestellten Pri-

vatnutzung von insgesamt circa fünf Tagen in einem Zeitraum von 30 

Arbeitstagen aus wichtigem Grund.

Das LAG Berlin-Brandenburg hat die außerordentliche Kündigung für 

rechtswirksam gehalten. Die unerlaubte Nutzung des Internets recht-

fertige nach Abwägung der beiderseitigen Interessen eine sofortige 

Auflösung des Arbeitsverhältnisses. Hinsichtlich des Browserverlaufs 

liege kein Beweisverwertungsverbot zulasten des Arbeitgebers vor. 

Zwar handele es sich um personenbezogene Daten, in deren Kontrolle 

der Arbeitnehmer nicht eingewilligt habe. Eine Verwertung der Daten 

sei jedoch statthaft, weil das Bundesdatenschutzgesetz eine Speiche-

rung und Auswertung des Browserverlaufs zur Missbrauchskontrolle 

auch ohne eine derartige Einwilligung erlaube und der Arbeitgeber im 

vorliegenden Fall keine Möglichkeit gehabt habe, mit anderen Mitteln 

den Umfang der unerlaubten Internetnutzung nachzuweisen.

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.01.2016, 5 Sa 657/15

Arbeitsrecht: 600 km-“Versetzung“ aus Frust muss 
nicht hingenommen werden

Hat ein Arbeitnehmer einen Kündigungsschutzprozess gegen einen 

Mitarbeiter verloren und versetzt er ihn nach seiner Rückkehr an einen 

600 km entfernten Arbeitsort, so kann er damit vielleicht schon den 

zweiten Grund für einen verlorenen Prozess vor dem Arbeitsgericht 

gegeben haben. 

Denn auch wenn ein Arbeitgeber den Arbeitsort nach dem Arbeitsver-

trag „einseitig festlegen“ darf, muss er „alle wechselseitigen Umstän-

de und Interessen abwägen und angemessen berücksichtigen“. Dazu 

gehören die beiderseitigen Bedürfnisse und auch die sozialen Lebens-

verhältnisse. Der Arbeitgeber hat Rücksicht auf familiäre Belange des 

Arbeitnehmers zu nehmen, soweit dem nicht betriebliche Gründe oder 

Belange anderer Kollegen entgegenstehen. Bestehen Auswahlmög-

lichkeiten, so muss er denjenigen Arbeitnehmer nehmen, der weniger 

schutzwürdig ist. 

Schon weil der Chef all diese Erwägungen nicht angestellt hatte, war 

seine Anweisung, in dem entfernten Ort zu arbeiten, unwirksam. Denn 

der Arbeitnehmer war mit seiner insgesamt fünfköpfigen Familie weit 

mehr schutzbedürftig als unverheiratete Kollegen, so das Gericht. 

LAG Schleswig-Holstein, 3 Sa 157/15


